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207. Verordnung: Aktionsplan zum Immissionsschutzgesetz – Luft 
 

207. Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft über den Aktionsplan zum Immissionsschutzgesetz – Luft 

Auf Grund des § 26b des Immissionsschutzgesetzes – Luft (IG-L), BGBl. I Nr. 115/1997, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 62/2001, wird verordnet: 

§ 1. (1) Der Landeshauptmann kann zur Erfüllung des § 26b IG-L insbesondere nachstehende Maß-
nahmen durch Verordnung oder durch Bescheid in Kraft setzen: 
 1. Zeitlich, räumlich und sachlich begrenzte Beschränkungen oder Verbote für den Verkehr mit 

Kraftfahrzeugen und anderen mit Verbrennungsmotoren ausgestatteten Fahrzeugen; 
 2. Drosselung der Leistung, Verwendung schadstoffarmer Brennstoffe oder Stilllegung von Anla-

gen, von denen Luftschadstoffe ausgehen, für die in Anlage 4 IG-L Alarmwerte festgelegt sind; 
 3. Untersagung von Massenveranstaltungen. 

(2) Die in Abs. 1 festgelegten Maßnahmen können unabhängig voneinander angeordnet werden. 
(3) Bei der Anordnung der einzelnen Maßnahmen ist auf 

 1. die Art und das Ausmaß der Luftschadstoffbelastung, 
 2. die Wirksamkeit und Angemessenheit, insbesondere im Hinblick auf die Versorgung der Bevöl-

kerung mit Gütern des täglichen Bedarfs, sowie 
 3. die meteorologischen Verhältnisse des Belastungsgebietes 
insoweit Bedacht zu nehmen, als es die angestrebte Verringerung der Emissionen und die Verhinderung 
des weiteren Ansteigens der Immissionen zulassen. 

§ 2. (1) Anordnungen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 sind nicht anzuwenden auf: 
 1. Fahrzeuge der Feuerwehren, der Rettungsdienste, des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Jus-

tizwache, des Straßendienstes, Einsatzfahrzeuge der Stromversorger, Verkehrsbetriebe, Gaswer-
ke, Wasserwerke, der Kanalgebrechendienste, Einsatzfahrzeuge der Eisenbahnen, Fahrzeuge der 
Post- und Paketdienste, Fahrzeuge zur Versorgung mit Arzneimitteln und von Apotheken sowie 
des Lebensmittelhandels, Fahrzeuge der Ärzte und Tierärzte im Dienst, Fahrzeuge der Bestat-
tungsdienste, des Zivilschutzes und der Müllabfuhr sowie der Schadstoffmessung, Fahrzeuge des 
gewerblichen Luftverkehrs, Behindertenfahrzeuge, Fahrzeuge im behördlichen Auftrag, betrieb-
liche Fahrzeuge, die zur Aufrechterhaltung der Betriebssicherheit eingesetzt werden müssen, 
Fahrzeuge, die der Versorgung mit Treib- und Brennstoffen dienen, Fahrzeuge der Zollwache 
und Fahrzeuge des Österreichischen Rundfunks in dem zur Erfüllung seines gesetzlichen Auf-
trags unbedingt erforderlichen Ausmaß; 

 2. Fahrzeuge mit Elektromotor; Hybridfahrzeuge; 
 3. den Eisenbahn-, Schiffs- sowie gewerblichen Luftverkehr; 
 4. Einsätze des Bundesheeres gemäß § 2 Abs. 1 lit. a bis c des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I 

Nr. 146/2001, die Vorbereitung solcher Einsätze, ausgenommen jedoch militärische Übungen, 
sowie die zur Aufrechterhaltung des militärischen Dienstbetriebes unbedingt erforderlichen 
Maßnahmen. 

(2) Von der Anordnung zur Stilllegung von Anlagen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 sind ausgenommen An-
lagen zum Beheizen von Kasernen, Verwaltungsgebäuden, Geschäftshäusern, Krankenhäusern oder ähn-
lichen Einrichtungen, Baulichkeiten und Anlagen von militärischer Besonderheit, Feuerungsanlagen in 
Bäckereien und ähnlichen der Versorgung der Bevölkerung dienenden Betrieben sowie Anlagen der Tier-
zucht und Tierhaltung oder der Pflanzenzucht. Die Anordnung der Beschränkung des Betriebs dieser 
Anlagen auf das unbedingt erforderliche Ausmaß ist jedoch zulässig. 
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(3) Im Abs. 2 nicht genannte Anlagen sind mit Bescheid von der Anordnung zur Stilllegung gemäß 
§ 1 Abs. 1 Z 2 auszunehmen, wenn 
 1. die Sicherheit der betroffenen oder einer zwangsläufig im betriebstechnischen Zusammenhang 

betriebenen Anlage so beeinträchtigt wird, dass Gefahren für die ArbeitnehmerInnen oder Dritte 
entstehen, 

 2. Schäden an der betroffenen oder an einer zwangsläufig im betriebstechnischen Zusammenhang 
betriebenen Anlage verursacht werden, die nicht oder nur mit einem unverhältnismäßig hohen 
Kostenaufwand behoben werden können, oder 

 3. infolge des Abfahrvorganges in stärkerem Maße Luftverunreinigungen verursacht werden als 
durch einen Weiterbetrieb während eines Zeitraumes von mindestens 72 Stunden nach Über-
schreiten der Alarmwerte gemäß Anlage 4 IG-L. 

Die Anordnung der Beschränkung des Betriebes dieser Anlagen auf das unbedingt erforderliche Ausmaß 
ist jedoch zulässig. 

§ 3. Sind zur Hintanhaltung von Überschreitungen gemäß Anlage 4 IG-L auch im Gebiet eines ande-
ren Landes Maßnahmen zu setzen, hat der Landeshauptmann dieses Landes gleichzeitig Maßnahmen 
durch Verordnung oder Bescheid in Kraft zu setzen. 

§ 4. Der Landeshauptmann hat bei Erlassung einer Verordnung nach § 26b Abs. 2 IG-L einen räum-
lichen Geltungsbereich für die verordneten Maßnahmen festzulegen. 

§ 5. Der Landeshauptmann kann Anordnungen über eine Kennzeichnung der nach § 2 Abs. 1 ausge-
nommenen Fahrzeuge treffen. 

Molterer 

  

 

Verzeichnis 
häufig in Rechtsvorschriften verwendeter Abkürzungen 

 ABGB Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch HGB Handelsgesetzbuch 
 Abs. Absatz idF in der Fassung 
 AktG Aktiengesetz JGG Jugendgerichtsgesetz 
 AO Ausgleichsordnung  JN Jurisdiktionsnorm 
 ArbVG Arbeitsverfassungsgesetz KDV Kraftfahrgesetz-Durchführungs- 
 Art. Artikel  verordnung 
 ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz KFG Kraftfahrgesetz 
 AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrens- KO Konkursordnung 
  gesetz LGBl. Landesgesetzblatt 
 BAO Bundesabgabenordnung lit. litera (= Buchstabe) 
 BDG Beamten-Dienstrechtsgesetz MRG Mietrechtsgesetz 
 BGBl. Bundesgesetzblatt  Nr. Nummer 
 B-VG Bundes-Verfassungsgesetz PatG Patentgesetz 
 bzw. beziehungsweise RGBl. Reichsgesetzblatt 
 dgl. dergleichen S Seite, Schilling 
 DRAnz. Deutscher Reichsanzeiger und Preußi- StGB Strafgesetzbuch 
  scher Staatsanzeiger StGBl. Staatsgesetzblatt 
 dRGBl. deutsches Reichsgesetzblatt StPO Strafprozessordnung 
 DSG Datenschutzgesetz StVO Straßenverkehrsordnung 
 DVG Dienstrechtsverfahrensgesetz ua. und andere, unter anderem 
 EG . . . Einführungsgesetz . . . UStG Umsatzsteuergesetz 
 EGVG Einführungsgesetz zu den Verwaltungs- VStG Verwaltungsstrafgesetz 
  verfahrensgesetzen VV verkürztes Verfahren 
 EO Exekutionsordnung VVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
 EStG Einkommensteuergesetz vH vom Hundert (= Prozent) 
 FinStrG Finanzstrafgesetz vT vom Tausend (= Promille) 
 F-VG Finanz-Verfassungsgesetz WEG Wohnungseigentumsgesetz 
 GBG Grundbuchgesetz WGG Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
 GBlÖ Gesetzblatt für das Land Österreich WRG Wasserrechtsgesetz 
 gem. gemäß Z Zahl, Ziffer 
 GesmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung zB zum Beispiel 
 GewO Gewerbeordnung ZPO Zivilprozessordnung 
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